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«Die bestmögliche fachliche Förderung»
Der VU-Abgeordnete Jürgen
Beck hat sich im Landtag und
im SPES-Lenkungsgremium
stets für die Schulreform 
eingesetzt. Er ist überzeugt,
dass eine tragfähige Lösung 
gefunden wurde, von der alle
Schüler profitieren werden.

Interview: Heribert Beck

Herr Beck, «SPES I bietet massge-
schneiderte Lösungen» heisst es in der
Abstimmungsinformation des Schul-
amts. Sie haben als Mitglied des Len-
kungsgremiums zum Projekt SPES I die
neue Konzeption der Sekundarstufe I
mitgeprägt. Was steckt noch mehr hin-
ter dem Begriff «massgeschneiderte Lö-
sungen»?
Die Schülerinnen und Schüler be-
kommen dank passenden Leistungs-
niveaus die bestmögliche fachliche
Förderung. Das heisst, sie werden in
für sie passende Lerngruppen einge-

teilt und können daher entsprechend
ihrem persönlichen Leistungsvermö-
gen optimaler als bis anhin gefordert
und gefördert werden. Wir werden
durch SPES I mehr motivierte Schü-
lerinnen und Schüler haben als im jet-
zigen dreigliedrigen, starren Schul-
system. SPES I wird weniger Verlierer
produzieren.

Wie beurteilen Sie die progymnasiale
Förderung  in den Profilschulen?
Jede Profilschule wird auch ein Un-
tergymnasium sein. In den wichtigs-
ten Kernfächern Mathematik,
Deutsch, Englisch, Französisch und
Naturlehre befindet sich im höchsten

Leistungsniveau die wirkliche Elite
des jeweiligen Faches. Dieses Niveau
ist von der Schülerzusammensetzung
sogar höher einzuschätzen als im jet-
zigen Untergymnasium. Neu wird
sein, dass Kinder mit ausgeprägten in-
tellektuellen Fähigkeiten ausserdem
eine spezielle Förderung bekommen
können.

Welche weiteren Vorteile bringt die Re-
form neben der von Ihnen geschilderten
Tatsache der optimalen individuellen
Förderung mit sich?
Der Selektionsdruck wird wegfallen.
Die Einteilung in Leistungszüge hat
nicht die gleiche Bedeutung wie in ei-
ne Schulart, da das neue System viel

durchlässiger wird. Umteilungen er-
folgen aufgrund der Leistungsfähig-
keit in einem speziellen Fach und
können halbjährlich ohne grossen
Aufwand angepasst werden. Die Um-

teilungen in Leistungszüge erfolgen
aufgrund längerer Beobachtungspha-
sen und werden nicht auf einzelne
Tests abgestellt sein. Die Umteilungen

sind keineswegs eine Dauerselektio-
nen. Die Schule bietet dem Schüler
mehr Zeit, Benachteiligungen aus sei-
ner Herkunft aufzuholen.

Als Abgeordneter waren Sie in die De-
batte involviert, als der Landtag den
Aufbau des neuen Schulsystems disku-
tierte. Wie haben Sie die Debatte in Er-
innerung?
Das SPES I-Modell gemäss Artikel 40
war im Landtag grundsätzlich unbe-
stritten. Dieser Gesetzesartikel bildet
übrigens nur einen Rahmen, inner-
halb welchem die Schulen einen Ge-
staltungsspielraum bekommen. Die-
ser lässt übrigens auch zu, dass nicht
nur eine Grundklasse gebildet werden

könnte, sondern auch zwei oder drei
sich im Anspruchsniveau voneinander
unterscheidende Grundklassen. Aber
die Lehrpersonen der Profilschulen
haben sich an allen Standorten nach
einem eingehenden Meinungsbil-
dungsprozess aus guten pädagogi-
schen Gründen für eine Grundklasse,

jedoch mit Niveaus in einigen Fä-
chern entschieden. Der Landtag hat
mit dem Postulat der höheren Schul-
autonomie also auch in diesem Be-
reich ernst gemacht. Erfreulicherwei-
se stellten sich auch die Fraktionen
der FBP und der FL  hinter dieses Mo-
dell. Denn 24 Abgeordnete haben
dem Artikel mit den Grundlagen zum
Modell zugestimmt.

«Mehr motivierte
Schüler, weniger
Verlierer»

«Die wirkliche Elite
im höchsten 
Leistungsniveau»

«24 Abgeordnete
haben dem Mo-
dell zugestimmt»

Jürgen Beck, VU-Landtagsabgeordneter und Mitglied des SPES-Lenkungsgremiums: «Die Einteilung in Leistungszüge hat
nicht die gleiche Bedeutung wie in eine Schulart, da das neue System viel durchlässiger wird.» Bild Archiv

60,5 Prozent der Befragten wollen eine Koalition
Erste Ergebnisse
Technische Angaben:
Vom 9. bis 20. Februar wurden
vom Meinungsforschungsinstitut
«DemoScope» 800 Interviews mit
Stimm- und Wahlberechtigten in
Liechtenstein geführt.

Bevorzugte Regierungsvariante:
Alleinregierung Grosspartei 64
Koalition Grossparteien 484
Koalition aller Parteien 188
Koalition Grosspartei/FL 49
Weiss nicht 12
Keine Angabe 3

Können Sie sich die FL in der
Regierung vorstellen?
Ja 386
Nein 405
Weiss nicht 7
Keine Angabe 2

SPES I oder die Beibehaltung
des Langzeitgymnasiums?
Für SPES I 358
Für Langzeitgymnasium 283
Weder noch/Weiss nicht 114
Keine Angabe 45

Striktes Rauchverbot oder eine
Lockerung?
Rauchverbot beibehalten 394
Rauchverbot lockern 378
Weder noch/Weiss nicht 24
Keine Angabe 4

Eine erste Analyse der Wahlresultate fin-
det am 17. März um 18 Uhr durch Wil-
fried Marxer im Mehrzwecksaal im Ver-
einshaus Gamprin statt. Es ist der Eröff-
nungsvortrag zur Reihe «Parteien in
Liechtenstein».

Erste Ergebnisse der Nachwahl-
befragung zeigen, dass die
Mehrheit der Bevölkerung sich
für eine Koalition von VU und
FBP ausspricht. Nur 8 Prozent
wünschen sich eine Alleinregie-
rung.

Von Desirée Franke-Vogt

Seit 1997 führt das Liechtenstein-In-
stitut imAnschluss an die Landtags-
wahlen eine Nachwahlbefragung
durch. Ziel ist es, die Entwicklung des
Wahlverhaltens aufzuzeigen und die
Beweggründe in Erfahrung zu brin-
gen. Nachdem die Resultate nun vor-
liegen, liefert der Forschungsbeauf-
tragte Wilfried Marxer die ersten Er-
gebnisse – allerdings ohne tieferge-
hende Analyse. Da an die 800 Stimm-
und Wahlberechtigten auch Fragen
zur Regierungsbildung gestellt wur-
den, erachtet er es als wichtig, der Öf-
fentlichkeit und den politischen Ak-
teuren die Ergebnisse schon jetzt zu
präsentieren. «Warum die Liechten-
steiner letztlich so gewählt haben, wie
sie gewählt haben, und ob bestimmte
Sachfragen Einfluss auf das Wahlver-
halten hatten, muss erst tiefergehend
analysiert werden», erklärt Marxer.
Diese Analyse  der Wahlmotive und
Ursachen wird beim Eröffnungsvor-
trag zur Reihe «Parteien in Liechten-
stein» des Liechtenstein-Instituts am
17. März erfolgen.

Bündelung der Kräfte gewünscht
Die Ergebnisse bezüglich der Regie-
rungsbildung zeigen klar auf: Die
Mehrheit will eine Koalition der bei-
den Grossparteien. Denn bei der Fra-
ge, welches prinzipiell die bevorzugte
Regierungsvariante wäre, sprachen

sich 60,5 Prozent (484 Personen) für
diese Variante aus. Immerhin noch
23,5 Prozent können sich eine Koali-
tion aller drei Parteien, also auch ge-
meinsam mit der Freien Liste vorstel-
len. Nur 8 Prozent hingegen wollen
eine Alleinregierung einer Grosspar-
tei. 6,1 Prozent sprachen sich bei der
Umfrage für eine kleine Koalition
zwischen einer Grosspartei und der
Freien Liste aus, «wobei aktuell nur
die VU als Koalitionspartner in Frage
kommen würde, da die beiden ande-
ren Parteien keine absolute Mehrheit
erreichen», führt Marxer in seiner ers-
ten Zusammenfassung aus.

FBP häufiger für Alleinregierung
Wenig erstaunlich ist, dass sich die
FBP-Wähler nach der Wahlniederlage
ihrer Partei häufiger als die anderen
Wähler für eine Alleinregierung aus-
sprechen. Die Wähler der Freien Liste
können sich deutlich überdurch-
schnittlich eine Regierungsbeteili-
gung der FL in einer Allparteienkoali-
tion oder einer kleinen Koalition vor-
stellen. Für die VU-Wähler kommt
hingegen überdurchschnittlich oft nur
eine Koalition der beiden Grosspar-
teien in Frage. Interessant ist der Fakt,
dass sich Männer bei der Befragung
häufiger für eine Alleinregierung aus-
gesprochen haben, Frauen hingegen
häufiger für eine Koalition aller drei
Parteien. Die Jüngeren hingegen vo-
tieren häufiger für ein Modell der Al-
leinregierung sowie eine Koalition ei-
ner Grosspartei mit der Freien Liste.

Keine FL in der Regierung
Bei der Frage, ob sich die Wählerinnen
und Wähler grundsätzlich auch die
Freie Liste in der Regierung vorstellen
könnten, antworteten 50,6 Prozent
mit Nein und 48, 3 Prozent mit Ja.

Erste Ergebnisse zur Verfügung gestellt: Wilfried Marxer, Forschungsbeauftragter
am Liechtenstein-Institut, hat sich aus aktuellem Anlass dazu entschieden, Ant-
worten zu Fragen über die Regierungsbildung, das Rauchverbot und SPES I be-
reits vor einer genauen Analyse zu publizieren. Bild Archiv

Klar, dass sich die Wähler der Freien
Liste eine Regierungsbeteiligung der
Freien Liste besser vorstellen können
als Wähler der beiden anderen Partei-

en. Auch hier zeigt sich wieder, dass
eine solche Regierungsbeteiligung
eher für die befragten Frauen als für
die Männer in Frage kommt.


